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Liebe Bürgerinnen,  

liebe Bürger! 
 

Die Gas- und Strompreisbremse ist beschlossene 

Sache. Der Bundestag verabschiedete das 

Gesetzeswerk in der letzten Sitzungswoche 

dieses Jahres. Wirklich wirksam werden die 

Entlastungen aber erst ab März. Noch längst sind 

auch nicht alle Abläufe klar. Und mit den 

Bremsen gibt es auch keine Rückkehr in die Zeit 

vor der Energiepreisexplosion. Es wird also in 

jedem Fall teurer – nur nicht so teuer. Schon die 

Energieabrechnungen für 2022 im nächsten Jahr 

dürften aber manch böse Überraschung bringen.  

Quasi in letzter Minute gab es noch ein 

Versprechen zur Entlastung der Nutzer von Öl- 

und Pelletheizungen, die ebenfalls erhebliche 

Preiserhöhungen tragen müssen. Die 

Ampelkoalition hatte diese Nutzer erst 

vergessen, war dann eher unwillig und gab 

schließlich unter dem beständigen Druck von 

CDU und CSU nach. Nur dürften 1,8 Milliarden 

Euro für einen Notfallfonds kaum ausreichen. 

Unklar ist weiter, wer wie was und wann 

bekommen kann. Jedenfalls werden wir als 

CDU/CSU-Fraktion weiter Druck machen.  

 

Mit den Preisbremsen geht politisch ein Jahr zu 

Ende, dass sich sicher niemand von uns am 

Neujahrstag so vorgestellt hat. Dass der Krieg mit 

den russischen Überfall auf die Ukraine nach 

Europa zurückkehren könnte, hatte der eine oder 

andere höchstens befürchtet. Seither müssen alte 

Gewissheiten neuer Unsicherheit Platz machen. 

Solche Zeiten fordern klaren Kurs und 

entschlossenes Handeln. Bundeskanzler Olaf 

Scholz sprach von Zeitenwende. Doch was wir in 

der Folge erlebt haben, war kein klarer Kurs, 

sondern Zank in der Ampelkoalition, der 

notwendige Lösungen behinderte.  

Übrigens: Wenn wir am 24. Dezember den 

Heiligen Abend feiern, beginnt exakt der 11. 

Monat des russischen Überfalls auf die Ukraine. 

Vielleicht denken Sie an diesem Tag an die 

Menschen in der Ukraine, die auch an diesen Tag 

wieder Ziel von russischen Raketen sein werden 

und die weiter unsere Hilfe benötigen.  

Ein neues, hoffentlich besseres Jahr 2023 wartet 

auf uns.  

Ich wünsche Ihnen allen ein gesegnetes 

Weihnachtsfest und ein erfolgreiches neues Jahr. 

 

Es grüßt Sie herzlich  

Ihr Sebastian Brehm 
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Vertrauensschutz für Käufer  

von E-Autos verlangt 

Wer in diesem Jahr ein E-Auto oder ein Plug-In-

Hybridfahrzeug bestellt hat, kann viel Geld 

verlieren. Die Ampelkoalition hat die Förderung, 

den sog. Umweltbonus, drastisch 

zusammengestrichen. Schlimmer noch: Wenn 

das Fahrzeug nicht mehr in diesem Jahr 

angemeldet werden kann, halbiert sich bei 

vollelektrischen Fahrzeugen der Umweltbonus je 

nach Fahrzeugpreis auf 3000 oder 4.500 Euro. 

Für Hybridfahrzeuge fällt der Bonus in Höhe von 

bis zu 6.750 Euro mit Jahresbeginn 2023 sogar 

vollständig weg. Die Folge: Das neue Auto wird 

deutlich teurer als geplant. 

CDU und CSU fordern einen Vertrauensschutz 

für die betroffenen Autokäufer. Für alle Kunden, 

die eine verbindliche Bestellung eines Plug-In-

Hybriden oder Elektrofahrzeuges vorlegen 

können, soll es danach eine Übergangsregelung 

für die Fahrzeugzulassung sowie zur 

Beantragung des Umweltbonus bis zum 30. Juni 

2023 geben.  

Sebastian Brehm: „Die Ampel 

lässt viele Autohändler samt 

Kunden im Regen stehen. Das ist 

unfair. Die Kürzung des 

Umweltbonus war für viele Autokäufer zum 

Zeitpunkt der Bestellung nicht absehbar. Sie 

haben auch keinen Einfluss auf die Auslieferung. 

Allein die weltweiten Lieferkettenprobleme 

haben Fahrzeugauslieferungen teilweise auf 

mehr als Jahr verlängert. Es ist ein neues Beispiel 

dafür, wie die Ampel ihre Politik ohne Rücksicht 

auf die Bürger betreibt.“ 

 

CDU und CSU fordern mehr Hilfe 

für Hochschulen  

Stellenstreichungen, Einschränkung von 

Bibliothekszeiten, zeitweilige Stilllegung von 

Laboren: die massiv gestiegenen Energiepreise 

bedrohen das wissenschaftliche Arbeiten und die 

Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. 

Die CDU/CSU-Fraktion fordert deshalb, die 

Hochschulen analog zu außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen in die Härtefallregelung 

der Strom- und Gaspreisbremse aufzunehmen. 

Gleiches muss für den wissenschaftlichen 

Nachwuchs an Hochschulen und 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen 

gelten.  

An den Hochschulen wird hochgradig 

energieintensive Forschung betrieben, etwa 

durch Hochleistungsrechner, Laserlabore, 

Plasmabeschleuniger oder 

Massenspektrometern. Einsparpotentialen sind 

enge Grenzen gesetzt. Experten haben bei einer 

Anhörung im Bundestag eindrücklich die 

Konsequenzen einer Nichtberücksichtigung von 

Hochschulen in der Härtefallregelung geschildert.  

https://dserver.bundestag.de/btd/20/048/2004879.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/048/2004879.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/048/2004874.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/048/2004874.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/048/2004874.pdf
file:///C:/Users/juliu/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/07FXIVU0/(https:/www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw48-pa-bildung-notfallfonds-921238
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Der Vizepräsident der 

Hochschulrektorenkonferenz, Prof. Oliver 

Günther, warnte, dass Hochschulen bei 

steigenden Energiekosten ohne ergänzende 

Maßnahmen in den kommenden Monaten und 

Jahren lediglich einen Hebel zur Verfügung 

hätten, und zwar die Einstellung von weniger 

Wissenschaftlern.  

Sebastian Brehm: „Deutschland braucht für 

seinen wirtschaftlichen Erfolg leistungsfähige 

Wissenschaftseinrichtungen und vor allem auch 

hoch qualifizierten Wissenschaftsnachwuchs. Das 

werden wir aber nur erreichen, wenn unsere 

Hochschulen leistungsfähig bleiben. Die 

Einbeziehung in die Härtefallregelung wäre ein 

einfacher Weg. Dazu aber muss sich die 

Ampelkoalition noch deutlich bewegen.“ 

 

CDU/CSU will mehr Hilfe für Iran-

Proteste – Ampel lehnt ab 

CDU und CSU fordern ein stärkeres Engagement 

der Ampelregierung zur Unterstützung der 

Freiheitsdemonstrationen gegen das Mullah-

Regime im Iran nach dem Tod der 22-jährigen 

Mahsa „Jina“ Amini im Polizeigewahrsam. Das 

umfasst auch die Ausweitung der EU-Sanktionen 

auf alle Personen und Organe des iranischen 

Regimes, die an der gewaltsamen Unterdrückung 

der aktuellen Proteste beteiligt sind. Die 

iranischen Revolutionsgarden müssen endlich auf 

die Liste der terroristischen Vereinigungen 

gesetzt, ihre Mitglieder mit Einreisesperren und 

Einfrieren von Vermögenswerten belegt werden.  

Der Forderungskatalog sieht auch die Einstellung 

des Sonderinstruments vor, das den 

Handelsaustausch zwischen Iran und EU 

ermöglichen soll sowie eine Überprüfung der 

Atomgespräche mit Teheran. Zudem muss die 

Deutsche Welle ihr persisches Programm 

ausweiten, um die Menschen im Iran stärker mit 

Informationen zu versorgen. 

Sebastian Brehm: „Ich hatte in 

dieser Woche eine längeres 

Gespräch mit Iranern, die bei 

uns in Deutschland leben. Die 

Lage ist im Iran dramatisch. 

Die unter Lebensgefahr protestierenden 

Menschen dort brauchen mehr Unterstützung. 

Dafür werde ich mich weiter einsetzen. Dass die 

Ampelfraktionen diese Forderung im 

Auswärtigen Ausschuss gemeinsam mit Linken 

und AfD abgelehnt haben, stellt die 

Glaubwürdigkeit der Bundesregierung in der 

Iran-Politik in Frage. Die Situation der 

unterdrückten Frauen im Iran ist der Lackmustest 

für Bundesaußenministerin Baerbock.“ 

 

Bundesmittel für 

Schwimmerbad Bayern 07 

 

Vorgezogenes „Weihnachtsgeschenk“ für den 

Schwimmerbund Bayern 07. In der letzten 

Sitzungswoche des Jahres gab der 

Haushaltsausschusses des Bundestages sechs 

Millionen Euro aus dem „Bundesprogramm 

Projektion des Schriftzugs der iranischen Freiheitsbewegung „Jin, Jiyan, Azadi“ 
(„Frau, Leben, Freiheit“) auf dem Brandenburger Tor in Berlin 
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Sport, Jugend, Kultur 2022“ für die 

Generalsanierung des Freibades am Pulversee 

frei. Damit können jetzt die beträchtlichen 

Investitionen von geschätzt gut neun Millionen 

Euro in Angriff genommen. werden.  

„Das ist eine gute Nachricht für Nürnberg und 

den Schwimmerbund Bayern 07 und eine 

Anerkennung für das große ehrenamtliche 

Engagement des Vereins. Dem Nürnberger 

Osten bleibt ein beliebtes Freibad erhalten. 

Danke an alle, die die Bemühungen um 

Bundesmittel unterstützt haben. 

 

Aktiv auf dem Christkindlesmarkt 

Auf dem Christkindlesmarkt habe ich das Team 

von noris inklusion gGmbH und Diakoneo bei 

ihrem Verkauf unterstützt. Das breitgefächerte 

Angebot von Produkten und Waren aus den 

Werkstätten für Menschen mit Einschränkungen 

hat dabei großen Anklang bei den 

Marktbesuchern gefunden. Ich bin immer wieder 

von der Kreativität und Leistungsfähigkeit der 

Menschen mit Einschränkung beeindruckt. Danke 

für das große Engagement und die tolle Arbeit! 

 

Weihnachtsmarkt in Mögeldorf 
 

Zusammen mit 

unserem 

Oberbürgermeister 

Marcus König habe 

ich den 

Mögeldorfer 

Weihnachtsmarkt 

besucht. Herzlichen 

Dank an alle 

Ehrenamtlichen für 

das große 

Engagement sowie besonderer Dank an den 

Bürger- und Geschichtsverein Mögeldorf e.V. für 

die tolle Organisation! 

 

Spendentag für Engelein e.V. 
 

Wieder großer Radio 

F-Spendentag. Jeder 

gespendete Euro geht 

dabei direkt an den 

gemeinnützigen Verein 

Engelein e.V., der sich 

um krebskranke Kinder 

und ihre Familien in 

Franken kümmert. 

Gerne habe ich diese besondere Aktion wieder 

als Schirmherr unterstützt. Mein großes 

Dankeschön gilt auch den Ehrenamtlichen vom 

Engelein e.V. für ihr wertvolles Engagement!  



Brief aus Berlin | 16. Dezember 2022 

 

Viele Gespräche am Brehmmobil 
 

Vergangene Woche war ich mit dem 

Brehmmobil wieder zu meiner mobilen 

Bürgersprechstunde in der Nürnberger 

Innenstadt unterwegs. Passend zur Jahreszeit 

gab es heißen alkoholfreien Glühpunsch und 

Schoko-Weihnachtsmänner für die Besucher. 

Herzlichen Dank für die vielen guten Gespräche! 

Mir liegt der persönliche Austausch mit den 

Bürgerinnen und Bürgern besonders am Herzen. 

 

In eigener Sache  

 

Die Mittelstands-Union der CSU hat mich auf 

ihrer Landesversammlung am 10. Dezember zu 

ihrem neuen Vorsitzenden gewählt. Es ist eine 

große Ehre und Verantwortung für mich, die ich 

aber gerne angenommen habe.  

Der Mittelstand, der Motor von Wirtschaft, 

Arbeitsmarkt und Wohlstand in unserem Land, 

sieht sich angesichts einer anhaltend hohen 

Inflation und drastisch gestiegener Energiepreise 

verbunden mit einer Gleichgültigkeit der 

Ampelregierung einer wachsenden 

Existenzgefährdung gegenüber. Wir brauchen 

durchgreifende Reformen, um eine Wende zum 

Besseren zu erreichen.   

Besonders erfreut waren die Delegierten vom 

Bekenntnis unseres CSU-Vorsitzenden und 

Ministerpräsident Markus Söder zum Handwerk. 

„Es stört mich, wie wenig das Handwerk geachtet 

wird“, sagte er und setzte sich für eine kostenlose 

Meisterausbildung ein. Wenn ein Studium 

kostenlos sei, müsse das auch für die 

Meisterausbildung gelten. Meister und Master 

müssten gleichwertig werden.  

Sebastian Brehm (M.) mit seinen Stellvertretern Eric Beißwenger, Jutta Leitherer, 
Thomas Brändlein und Thomas Geppert (v.l.) 


